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Eröffnung 
Diplomatenkolleg
„Deutschland – Perspektiven er-
leben“, unter diesem Motto wur-
de im April das 1. Diplomaten-
kolleg von Staatsminister Gernot 
Erler mit einem Festakt im Aus-
wärtigen Amt eröffnet. Das Di-
plomatenkolleg, eine Initiative 
des Auswärtigen Amts und der 

Robert Bosch Stiftung, lädt jähr-
lich zwölf junge Diplomaten aus 
Mittel- und Osteuropa zu einer 
Tour d’Horizon durch Deutsch-
land ein. Die Kollegiaten hatten 
Gelegenheit, mit Bundespräsi-
dent a.D. Dr. Richard von Weiz-
säcker und Vizepräsident Wolf-
gang Thierse über Geschichte 
und Zukunft der Bonner und der 
Berliner Republik zu diskutieren. 

Wortgefechte
im Plenarsaal
Rund 7  500 Schüler beteiligten 
sich am Landeswettbewerb Ju-
gend debattiert in Baden-Württem-
berg. Bundesweit nahmen inzwi-
schen 50  000 Schüler in über 400 
Schulen an Jugend debattiert teil, 
das zum qualifi zierten Mitreden 
und Mitgestalten in der Demokra-

tie ausbildet. Im Stuttgarter Land-
tag setzten sich Christiane Weiler 
aus Bopfi ngen und Oskar Bollinger 
aus Waiblingen durch und vertre-
ten das Land Baden-Württemberg 
beim Bundeswettbewerb im Juni 
in Berlin. Bundespräsident Horst 
Köhler ist Schirmherr des Projekts 
und wird den überzeugendsten 
Rednern beim Finale die Siegerur-
kunde überreichen. 

Zwischen Aufholjagd und Tradition
Reformeifer prägt die politische Türkei, Armut den Südosten

Istanbul | hrs | „Baba Beni Okula 
Gönder“ – „Papa, schick mich in die 
Schule“: Mit dieser türkeiweiten 
Kampagne triff t Milliyet – national-
liberal und eine der aufl agen-
stärksten Tageszeitungen – ins 
Mark. Trotz Schulpfl icht gehen bei 
weitem nicht alle Kinder in der Tür-
kei zur Schule. In den kurdischen 
Gebieten Südostanatoliens etwa 
sind Familienehre und Tugend häu-
fi g wichtiger als der Schulbesuch.

Dabei ist die Türkei auf die „Res-
source Bildung“ dringend ange-
wiesen. Bei fast acht Prozent 
Wachstum im Jahr 2005 ist nicht 
nur Wirtschaftsexperten klar, wel-
chen Wert ein fl ächendeckendes 
Bildungsangebot hat. Fast zwei 
Drittel der türkischen Bevölkerung 
sind jünger als 35 Jahre. Den EU-
Beitritt vor Augen zeigt die Türkei 
großen Reformeifer. Es wurden 15 
Gesetzesänderungen eingeleitet. 
Darunter die bessere rechtliche 
Stellung von religiösen Minderhei-
ten, die strengere Überwachung 
von Militärausgaben und die Wah-

rung der Menschenrechte. Wie 
nehmen wir diese Prozesse in 
Deutschland wahr? Die Robert 
Bosch Stiftung hat in Kooperation 
mit dem Kölner Kulturforum Tür-
kei/Deutschland ein Journalisten-
programm eingerichtet, mit dem 
im März zwölf Redakteure von Re-
gionalzeitungen Istanbul, Ankara 
und die Provinz Diyarbakir besu-
chen konnten. Reise und Seminare 
sollen Urteilskraft der Redakteure 
stärken und sie für Themen wie 
den EU-Beitritt oder die Integrati-
on gewinnen. 

Hoffnung EU-Mitgliedschaft
Die Erwartungen an eine EU-Mit-
gliedschaft sind immens. „80 Pro-
zent der Türken hoff en auf den 
Beitritt, aber ebenso viele glauben 
nicht daran“, sagt Memduh Hacio-
glu, unabhängiges Mitglied des 
Parlaments. „Beim Reformprozess 
darf die EU die Türkei jetzt nicht 
entmutigen“, appelliert Damla Gü-
rel. Für die deutsche Botschaft in 
Ankara sind die anstehenden Re-

formen jedoch zunächst wichtiger 
als die tatsächliche Mitgliedschaft. 

„Unsere Gesetze sind zwar bes-
ser als die in manch anderem euro-
päischen Land, aber das System 
darunter funktioniert noch nicht“, 
beobachtet die Rechtsanwältin 
Hülya Gülbahar, Vorsitzende des 
Ausschusses für Rechte der Frau-
en bei der Istanbuler Anwaltskam-
mer. So stehen Zwangsehe oder 
Frühverheiratung zwar unter Stra-
fe, doch die Mitarbeiter in den Be-
hörden stünden trotz Gesetz häu-
fi g zu der „Ehre der Familie“. Auch 
auf dem Gebiet der Menschenrech-
te klaff t noch eine Lücke. „Die Zahl 
sichtbarer Folterungen ist gesun-
ken“, sagt Yavuz Önen, Vorsitzen-
der der Stiftung für Menschen-
rechte in der Türkei, jedoch steige 
im Gegenzug die Zahl der psychi-
schen und damit „unsichtbaren“ 
Folterfälle. Mit Unterstützung von 
Regierung oder Wirtschaft rechnet 
Önen nicht. Allerdings hätten die 
EU-Beitrittsverhandlungen inzwi-
schen den türkischen Menschen-

rechtsorganisationen schon zu ei-
nem größeren internationalen 
Ansehen verholfen. 

Eine Provinz im Umbruch
In der Provinz Diyarbakir in Süd-
ostanatolien ist das Budget für Bil-
dung in diesem Jahr erstmals grö-
ßer als das für Verteidigung. Doch 
nach wie vor ist das Gefälle der Bil-
dungs- und Gesundheitsversor-
gung zwischen West und Ost 
enorm. Hatte Diyarbakir im Jahr 
1990 noch 375  000 Einwohner, so 
zählt man heute – nach Vertreibun-
gen der kurdischen Dorfbevölke-
rung in die Städte durch das türki-
sche Militär – über eine Million 
Einwohner. 60 Prozent sind ar-
beitslos. Die Binnenmigration und 
das Zusammenleben von Kurden 
und Türken sind die großen Pro-
bleme der Region. PKK-Aktivisten 
sind nach wie vor präsent. Im tür-
kischen Parlament ist die kurdi-
sche Bevölkerung nicht vertreten. 
Die Zehnprozenthürde ließ ent-
sprechende Bestrebungen schei-

tern. Ein Leben in der eigenen 
Identität und ohne Waff en wünscht 
sich Diyarbakirs Bürgermeister 
Firat Anli für seine Bevölkerung. 
„Gebt mir zehn Jahre und zwei Mil-
liarden Euro, dann mache ich 
Diyarbakir zur modernsten Region 
Europas“, wiederholt er sein Wahl-
versprechen, während das Licht 
plötzlich erlischt. Stromausfall ist 
hier nichts Ungewöhnliches.

Presse auf dem Prüfstand
Kolumnisten betonen zwar, dass 
sie noch nie so frei schreiben konn-
ten wie heute. Hrant Dink, Chefre-
dakteur der armenischen Wochen-
zeitung Agos, hat es aber gerade 
wieder anders erlebt. In einem Ar-
tikel rief er die armenischen Tür-
ken auf, die Gleichheit mit allen 
Rechten und Pfl ichten zu fordern. 
Prompt wurde er angeklagt wegen 
Verleumdung und Herabsetzung 
des Türkentums. Für sein enga-
giertes Eintreten für die Presse-
freiheit erhielt Hrant Dink den 
Henri Nannen Preis 2006.

Mittagstradition in Diyarbakir: Männer treffen sich auf dem Marktplatz

„Unternehmen Familie.“

Pfl ege: Zu wenig 
Ausbildungsplätze 
Berlin | tr | Die Ausbildung der Pfl e-
geberufe in Deutschland befi ndet 
sich im Umbruch. Neben gesetzli-
chen Anforderungen zur Neuaus-
richtung der Ausbildungskonzep-
te und Erweiterung der Inhalte 
stellen auch die erschwerten wirt-
schaftlichen Rahmenbedingungen 
enorme Herausforderungen an 
Schulen und Träger. Immer drän-
gender wird die Frage gestellt: 
„Was ist uns die Ausbildungsquali-
tät des Berufsnachwuchses in der 
Pfl ege wert?“

Im Rahmen der Veranstaltungs-
reihe „Politischer Dialog zur Re-
form der Pfl egeausbildung“ wur-
den die von der Robert Bosch 
Stiftung geförderte „Pfl egeausbil-
dungsstudie Deutschland“ (PABiS) 
und die „Bundesweite Erhebung 
der Ausbildungsstrukturen an Al-
tenpfl egeschulen“ (BEA), fi nan-
ziert vom Bundesministerium für 
Familie, Senioren, Frauen und Ju-
gend, in Berlin vorgestellt und mit 
rund 100 Experten diskutiert. 

Die beiden Studien liefern erst-
mals einen Überblick über die 
Strukturen und Rahmenbedin-

g ungen der Pfl egeausbildungen 
in Deutschland. Übereinstimmend 
wird auf die beachtlichen Anstren-
gungen der Schulen verwiesen, um 
den Herausforderungen moderner 
Pfl ege gerecht zu werden. Zahlrei-
che Schulen leisten im Rahmen von 
Modellprojekten konzeptionelle 
Pionierarbeit. Studienergebnisse 
und Diskussion unterstreichen, 
dass die Altenpfl ege künftig in eine 
gemeinsame Pfl egeausbildung ein-
bezogen werden soll und sich da-
mit eine Zusammenführung der 
drei bestehenden pfl egerischen 
Ausbildungsberufe (Kranken-, 
Kinderkranken- und Altenpfl ege) 
in Deutschland abzeichnet. Die 
BEA-Studie zeigt deutlich, dass es 
zu wenige Ausbildungsplätze für 
die steigende Zahl von Bewerbern 
für die Altenpfl egeausbildung gibt 
und die PABiS-Ergebnisse bestäti-
gen massive Konzentrationspro-
zesse in den Ausbildungsstätten 
bei gleichzeitiger Streichung von 
Ausbildungsplätzen. 

■  www.bosch-stiftung.de/
gesundheitsfoerderung

Die Identität Europas 
Joachim Gauck spricht über das europäische Erinnern

Stuttgart | tr | Joachim Gauck, 
in den 90er Jahren Bundesbeauf-
tragter der nach ihm benann-
ten Stasi-Unterlagenbehörde, be-
zeichnet sich als Europäer, der 
„50 Jahre seines Lebens nicht da-
zugehören“ durfte. 

Der Theologe, der wie kein an-
derer die Debatte um die Aufarbei-
tung der DDR-Vergangenheit vor-
angetrieben hat, sprach vor rund 
600 Gästen im Haus der Wirtschaft 
in Stuttgart in der Reihe „Europa 
bauen, den Wandel gestalten“ über 
die Erinnerungen, die Europa 
braucht, um seine „kollektive Iden-
tität“ zu fi nden und zu sichern. 

Es liege auf der Hand, so der 
Redner, dass eine Nation, die ein 
Übermaß an Schuld auf sich gela-
den hat, letztlich nicht ohne die Be-
arbeitung der „dunklen“ Erinne-
rung gesunden könne. Nicht nur 
aus deutscher oder jüdischer Sicht 
sei die Erinnerung, Vergegenwär-
tigung und Darstellung des Holo-
caust von zentraler Bedeutung. 

Gauck berief sich dabei auf den 
polnischen Soziologen Zygmunt 

Baumann. „Baumann sieht die 
Schrecknisse des Holocaust nicht 
in einer Beschädigung oder Verlet-
zung der ansonsten intakten Zivili-
sation. Vielmehr ist dieser Schre-
cken ‚Produkt‘ der Zivilisation 
oder ihr anderes Gesicht.“ 

Nachdrücklich mahnte Gauck 
zu einem ehrlichen Umgang mit 

der Geschichte: Eine Nation verlie-
re sich nicht, wenn sie selbstkri-
tisch und entschlossen die eigene 
Schuld bearbeite. 

Für das Erinnern brauche man 
Mut, sich den Fakten zu stellen, 
und die Fähigkeit zu Empathie und 
Sympathie mit den Opfern; damit 
erinnerte Gauck an Hannah 
Arendts Analyse der postdiktato-
rischen Gesellschaft. 

Gemeinsame Geschichte 
„Ich bin sicher, dass ein Erinnern, 
das Europa nützt, niemals ohne die 
umfassende Erinnerung von Ver-
lust, Trauma, Leid und Versagen 
auskommen wird.“

Doch die Europäer sollten sich, 
so der Aufklärer, stärker als bisher 
auf ihren gemeinsamen positiven 
Erfahrungsschatz beziehen – so 
verbinde Franzosen und Deutsche 
der Geist der Jahre 1789 und 1989. 
Die doppelte Botschaft dieser Jah-
re: „Kein Unrecht währt ewig. Und: 
wir haben eine Wahl, uns dem Un-
recht zu fügen oder zu widerste-
hen.“

US-Journalist 
Roger Cohen 
zu Gast 
Stuttgart | sra | Roger Cohen, Ko-
lumnist der International Herald 
Tribune und Editor-at-Large der 
New York Times, hielt im Robert-
Bosch-Haus einen Vortrag zu dem 
Thema „The Parting: America in 
the German Imagination since 
1989.“ Während die Abkühlung in 
den deutsch-amerikanischen Be-
ziehungen oft auf die gegensätzli-
che Sichtweise des Irakkonfl ikts 
reduziert wird, verfolgte Roger Co-
hen die Entwicklung weiter zu-
rück. Deutschland, so Cohen, fühlt 
sich in Umkehr der Nachkriegszeit 
Amerika moralisch überlegen. In 
einer Veranstaltung, die von 
deutsch-amerikanischem Zusam-
mengehörigkeitsgefühl geprägt 
war, entwarf Cohen das Bild einer 
transatlantischen Rollenvertei-
lung, in dem eine europäische hu-
manitär geprägte Außenpolitik 
erst durch eine aktive amerikani-
sche Interventionspolitik ermög-
licht wird. Die Gegensätze in den 
Sichtweisen wurden spürbar, als 
Roger Cohen den Vergleich zwi-
schen Deutschland nach 1945 und 
der heutigen Situation im Irak zog. 
Transatlantische Gemeinsamkei-
ten und Unterschiede wurden in 
der lebhaften Diskussion deutlich. 

Gesundheit 
lohnt sich
Stuttgart | tr | Gesundheitsförde-
rung muss angesichts besorgnis-
erregender Entwicklungen bei jun-
gen Menschen eine zentrale Auf-
gabe der Schule sein. Die Stiftung 
hat mit dem Förderprogramm „Ge-
sunde Schule“ bundesweit in 54 
Schulen erreicht, dass klassische 
Gesundheitsthemen sowie Unter-
richts- und Schulentwicklung zu 
Schwerpunkten wurden, wesentli-
che Verbesserungen zum Beispiel 
im Bereich der Ernährung, Bewe-
gung oder Entspannung gelangen 
und das Gesundheitsverständnis 
sich nachhaltig verändert hat. Auf 
der Abschlusstagung des Pro-
gramms im April wurden Ergeb-
nisse und Empfehlungen für Schu-
len und Öff entlichkeit vorgestellt.

„Jetzt gehöre ich zu 
denen, die mit Freuden 

… dabei sind, wenn Eu-
ropa sich neu ordnet.“
 Joachim Gauck

Damla Gürel, Mitglied des 
türkischen Parlaments, 
sozialdemokratische Partei CHP

Tageszeitung Milliyet fordert die 
landesweite Einhaltung der Schulpfl icht.

Fotos: robert b. fi shman, ecomedia
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Familienunter-
stützende 
Dienstleistun-
gen sind ein 
wichtiger Fak-
tor für mehr 
Kinder und 
höhere Be-
schäftigung 

in Deutschland: 
Etwa 60  000 neue Vollzeitar-
beitsplätze könnten pro Jahr 
über einen Zeitraum von bis 
zu 40 Jahren entstehen. Zu 
diesem Ergebnis kommt die 
im Auftrag der Stiftung von 
Roland Berger Strategy Con-
sultants erstellte Studie „Un-
ternehmen Familie.“, die im 
März in Anwesenheit der Bun-
desfamilienministerin Dr. Ur-
sula von der Leyen in Berlin 
vorgestellt wurde. Familie als 
ein „Unternehmen“ zu sehen, 
das familiennahe Produkte 
nachfragt, Arbeitsplätze 
schafft und Marktkraft entwi-
ckelt, erscheint als zukunfts-
weisender und erfolgverspre-
chender Ansatz. 
www.bosch-stiftung.de/
demographischer_wandel




